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DEMOKRATIE STÄRKEN

Demokratie stärken, Rechtsextremismus
und Rassismus bekämpfen
Vor dem Hintergrund der Morde von Hanau und an Walter Lübcke sowie den aktuellen Bedrohungen
durch den „NSU 2.0“, die auf rechtsextreme Netzwerke in den Landesbehörden hinweisen, fordert
ein breites zivilgesellschaftliches Bündnis die hessische Landesregierung zum Handeln auf. Die
Landesregierung müsse Bewegungen für Menschenrechte stärken und allen Formen
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit entschieden entgegentreten, heißt es in dem
Forderungspapier, das am Montag, den 28. September 2020 bei einer Online-Pressekonferenz
vorgestellt wurde.
Die Herausgeber des Forderungspapiers sehen die Bekämpfung von Rassismus und
Rechtsextremismus als gesamtgesellschaftliche Aufgabe und möchten mit seiner Veröffentlichung
den Dialog und den Austausch mit der Landesregierung zu diesem Thema vertiefen. Dabei sollen
zivilgesellschaftliche Gruppen und insbesondere Betroffenen-Vertretungen stärker als bisher
einbezogen werden.
Das Zehn-Punkte-Papier wurde von 13 hessenweit aktiven Organisationen aus unterschiedlichen
zivilgesellschaftlichen Bereichen herausgegeben, mehr als 20 weitere Gruppen haben es bereits
unterzeichnet. Gefordert wird darin, dass rechtsextreme Gruppen und Netzwerke aufgelöst und
Verfassungsschutz und Polizei reformiert werden. Ein unabhängiges Expert*innengremium solle die
Bekämpfung von Rassismus, Rechtsextremismus und Diskriminierung begleiten, steuern und
evaluieren. Das Land solle die Repräsentanz aller gesellschaftlicher Gruppen in allen
gesellschaftlichen und politischen Lebensbereichen und in leitenden Funktionen in der öffentlichen
Verwaltung fördern und das Demokratiebewusstsein im öffentlichen Dienst stärken.
Weitere Forderungen sind, Anti-Rassismus und Anti-Diskriminierung gesetzlich zu verankern und
eine unabhängige Beschwerdestelle für polizeiliches Fehlverhalten einzurichten. Opfer von
rechtsextremer und rassistischer Gewalt müssen unterstützt, gefährdete Einrichtungen wie
Moscheen und Synagogen geschützt werden.
Schulen sollen zur umfassenden Bildung und Werteorientierung für ein anti-rassistisches und
solidarisches Zusammenleben in der Gesellschaft beitragen. Demokratie-Projekte müssen
ausreichend und dauerhaft gefördert werden.
Herausgegeben haben das Papier die folgenden Organisationen und Gruppen: agah –
Landesausländerbeirat, Aufstehen gegen Rassismus, Bildungsstätte Anne-Frank, Der Paritätische
Wohlfahrtsverband Hessen, Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft – Landesverband Hessen,
Hessischer Flüchtlingsrat, LAG Mädchen*politik, LandesFrauenRat Hessen, NaturFreunde Hessen,
Verband binationaler Familien und Partnerschaften, iaf e.V., Verband Deutscher Sinti und Roma –
Landesverband Hessen, VVN-BdA – Landesvereinigung Hessen und der Zentralrat der Muslime in
Deutschland – Landesverband Hessen.
Zu den mehr als 20 Unterzeichnenden des Forderungspapiers zählen Organisationen aus der
sozialen Arbeit, dem Kultur- und Jugendbereich ebenso wie antifaschistische und antirassistische
Initiativen. 10-Punkte-Papier
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